
 
 
 
 
 

 

 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

KOMMENTAR 

Finanzmarktregulierung: 
Beeindruckende Bilanz 
Von Peter Altmaier 

CDU/CSU FRAKTION IM DEUTSCHEN BUNDESTAG  I  AUSGABE 18  I  09.07.2010 

Unionsfraktion und 
Bundesregierung 
haben in den letzten 
Monaten weit-
reichende gesetzliche 
Regelungen ge-
troffen, um die 
Folgen zukünftiger 
Krisen nicht mit 
Steuergeldern der 
Bürger bewältigen zu 
müssen. Die Haftung 
für unter-
nehmerisches 
Handeln wird in 
Zukunft auch im 
Finanzsektor bleiben. 

 
 THEMA DER WOCHE 
 
 

Peter Altmaier 

Erster Parlamentarischer 

Geschäftsführer 

 

Das ist unsere Bilanz: In dieser Woche 
haben die Koalitionsfraktionen mit einer 
Verschärfung des Kreditwesengesetzes und 
des Pfandbriefgesetzes die EU-
Bankenrichtlinie umgesetzt. Dazu gehört die 
angemessene Eigenmittelausstattung von 
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten be-
zogen auf die Marktrisiken aus ihren 
Handelsaktivitäten. Dazu gehören auch die 
Neuregelung von Großkreditvorschriften und 
neue Liquiditätsvorschriften für Institute. 
Letzte Woche haben wir ungedeckte Leer-
verkäufe gesetzlich verboten und der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht die Rechtsgrundlage gegeben, in 
Krisensituationen weitere Geschäfte mit 
Derivaten zu untersagen. Bei drohenden 
Marktverwerfungen können wir jetzt schnell 
und wirksam reagieren. Auch das Ver-
gütungsgesetz mit Neuregelungen der Ge-
halts- und Bonuszahlungen im Finanzsektor 
haben wir bereits beschlossen, ebenso das 
Gesetz zur Aufsicht der Rating-Agenturen. 
Das Restrukturierungsgesetz mit neuen in-
solvenzrechtlichen Vorschriften, die 
Bankenabgabe und das Anlegerschutzgesetz 
werden in Kürze folgen. Mit all diesen Maß-
nahmen sind wir international klarer Vor-
reiter der Finanzmarktregulierung. Deshalb 
werden wir weiterhin hartnäckig an allen 
internationalen Regulierungsbaustellen 
arbeiten, um letztendlich ein Banken-, 
Versicherungs- und Finanzsystem zu be-
kommen, welches das Gemeinwohl im Blick 
hat und den Wirtschaftskreislauf vital hält. 
 

zahlen  Verbraucher in anderen Bereichen mitunter mehr. Meistens tun sie das 
gar nicht einmal so ungern, wenn  sich die Qualität verbessert.  
Die Beitragserhöhung ist zudem moderat. Wir kehren lediglich auf das Niveau 
von Anfang 2009 zurück. Die Krankenversicherungen erhalten auch die 
Möglichkeit, in den nächsten Jahren  höhere Zusatzbeiträge zu fordern. Sie 
können dies aber vermeiden, wenn sie besonders gut wirtschaften. Wir werden 
so mehr Wettbewerb unter den Kassen erhalten. Auch haben wir strikt darauf 
geachtet,  dass die Zusatzbeiträge sozial  abgefedert werden. 
 
Bilanz nicht schlechtreden 
Die christlich-liberale Koalition geht  nun - nach einem Dreivierteljahr im Amt - 
in ihre erste Sommerpause. Nicht alles in den vergangenen Monaten war gut. 
Aber wir dürfen unsere Bilanz auch nicht künstlich schlecht reden. Wir erleben ein 
neues deutsches Job-Wunder. Auch deshalb werden wir im nächsten Jahr nicht so 
viele Schulden machen müssen. Unsere Wirtschaft steht glänzend da.  Dazu hat 
auch unsere Politik beigetragen. Die Rahmenbedingungen sind richtig gesetzt. 
Im Spätsommer wird es darum gehen, die nächsten großen Fragen zu lösen.  Der 
Fraktionsvorstand trifft sich Anfang September zur Klausur. Dort starten wir die 
Diskussion über das Energiekonzept, das mit der SPD in der großen Koalition nicht 
zu machen war. Die Reform der Unterstützung der Kinder aus Hartz-IV-Familien 
steht an. Wir verabschieden den Haushalt und beschreiten so den Weg zur 
Sicherung unserer Zukunft. Wir werden mit neuem Elan die Aufgaben anpacken.   
 
 
         
 

 

Volker Kauder 

Vorsitzender der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion 

 

Wir können mit neuer  Zuversicht in die 
parlamentarische Sommerpause gehen. Die Einigung 
über die mittelfristige Gesundheitspolitik zeigt, dass 
die christlich-liberale Koalition schwierigste Fragen  
lösen kann. Wir verordnen vor allem mehr Sparsam-
keit im Gesundheitswesen. Das trifft die Pharma-
industrie, die Krankenhäuser, Apotheker und Ärzte. 
Wir müssen aber auch die Beiträge anheben, um eine 
gute medizinische Versorgung  für alle zu erhalten. 
Die Gesundheit ist für jeden Menschen eines der 
höchsten Güter. Auch dank des medizinischen Fort-
schritts haben alle Menschen heute die Aussicht auf 
ein längeres Leben und ein bessere Behandlung von 
Krankheiten. Damit steigt auch die Lebensqualität.  
Nur eines ist klar: Dieser Fortschritt kostet. Da der 
Staat nicht über beliebig viele Einnahmequellen 
verfügt, müssen wir die entsprechenden Kosten auf 
die Versicherten umlegen. Auch für neue Produkte 

 

Wir erhalten die gute  

medizinische Versorgung  
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Religionsfreiheit ist ein elementares Menschenrecht 
Bundestagsdebatte zur Lage verfolgter Christen in der Welt 

 

>>> RELIGIONSFREIHEIT 
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menschenrechtspolitische Sprecherin der Union. Hier 
seien religiöse Minderheiten immer wieder Opfer von 
Gewalt, politischer und gesellschaftlicher Dis-
kriminierung. Steinbach sagte: ĂAuch dem Versuch 
muslimischer Staaten, ihre Religion vor Diffamierung 
zu schützen, ist eine Absage zu erteilen. Das Recht 
eines jeden Menschen, seine Meinung frei zu äußern, ist 
ein weltweit anerkanntes Grundrecht und darf zum 
Schutze eines religiös definierten Gruppenrechts nicht 
eingeschrªnkt werden.ñ  
 
Ebenfalls auf Einladung des Fraktionsvorsitzenden 
haben der katholische Prälat Karl Jüsten, der Bevoll-
mächtigte des Rates der EKD, Bernhard Felmberg, und 
Wolfgang Baake, Beauftragter der Deutschen 
Evangelischen Allianz, die Debatte verfolgt. Der Leiter 
des Katholischen Büros, Jüsten, sprach im Anschluss 
von einem wichtigen Zeichen. Das Parlament habe 
fraktionsübergreifend Christenverfolgung als massives 
Problem benannt. 
 
Zur Debatte meinte die Sprecherin für Kirchen- und 
Religionsangelegenheiten,  Maria Flachsbarth, es sei 
gut, dass die christlich-liberale Koalition dafür sorge, 
dass das Thema Religionsfreiheit und die weltweite 
Situation bedrängter Christen endlich aus ihrem 
Schattendasein heraus an die breite Öffentlichkeit 
kommen. Flachsbarth sagte: ĂDie Lage unserer christ-
lichen Glaubensgeschwister und anderer religiöser 
Minderheiten liegt uns am Herzen. Daher setzen wir uns 
selbstverständlich nicht nur dafür ein, dass niemand 
wegen seines Glaubens tätlich verfolgt werden darf. Es 
darf aber darüber hinaus auch nicht sein, dass Menschen 
ihr Recht auf Religionsfreiheit nicht leben dürfen, also 
ihren Glauben nicht offen bekennen können, oder dass 
sie im Alltag diskriminiert werden, weil sie zu einer 
religiºsen Minderheit gehºren.ñ 
 
Der Bundestag wird sich im Herbst erneut mit dem 
Antrag der Koalitionsfraktionen und der Grünen be-
schäftigen, die zunächst in die Ausschüsse zur weiteren 
Beratung überwiesen wurden. 
 

 

Der Bundestag debattierte am Donnerstag den Antrag 
der Koalitionsfraktionen ĂReligionsfreiheit weltweit 
sch¿tzenñ. In mehr als 64 Ländern der Welt, in denen 
nahezu 70 Prozent der Weltbevölkerung leben, ist die 
Religionsfreiheit, die ein grundlegendes Menschenrecht 
darstellt, mindestens stark eingeschränkt. Besonders 
betroffen ist das Christentum mit rund 200 Millionen 
verfolgten Gläubigen, sagte der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion, Volker Kauder. 
 
Er sei ausdrücklich dafür, dass in Deutschland 
Moscheen gebaut werden d¿rften. ĂAber ich erwarte das 
Gleiche von allen anderen Lªndern in der Weltñ, sagte 
Kauder. Christen müssten etwa in der Türkei ebenso 
Kirchen bauen dürfen wie Muslime Moscheen in 
Deutschland. Es gebe dort zwar keine Christen-
verfolgung durch den Staat, Ăaber es gibt Be-
drängungen, die dazu führen, dass Christen ihren 
Glauben nicht leben kºnnenñ, sagte Kauder. ĂEin Land, 
das näher zu Europa will, muss den elementaren 
Menschenrechtsgrundsatz, dass Religionsfreiheit gelebt 
werden kann, erfüllen.ñ 
 
Besonders verwies Kauder auf die Lage im ostindischen 
Bundesstaat Orissa. Dort würden Christen getötet: ĂDie 
Täter sind Hindus, und die Behörden schauen zu.ñ Aus 
Indien nahmen auf Einladung Kauders auch Schwester 
Justine Senapati SJA und Vater Dr. Augustine Singh auf 
der Besuchertribüne an der Debatte teil. Sie arbeiten im 
ostindischen Bundesstaat Orissa mit Opfern der 
massiven Ausschreitungen gegen die christliche 
Minderheit, die dort im August 2008 stattfanden. 
Schwester Justine Senapati SJA ist Programmdirektorin 
in einem Sozialzentrum in Kandhamal im Bundesstaat 
Orissa, Vater Augustine Singh ist Priester und als 
Psychologe ebenfalls in Kandhamal tätig. Beide setzen 
sich für eine Verbesserung der Menschenrechtssituation 
ein. 
 
Prekär sei die Situation auch in den Staaten des Nahen 
und Mittleren Ostens, in Nordafrika, Zentralasien, 
Nordkorea und China, erläuterte Erika Steinbach, 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

>>> DIE FRAKTION INFORMIERT 

 

In über 60 Staaten der Erde werden Menschen wegen 
ihrer Religion bedrängt - am häufigsten Christen. Das 
Ausmaß ihrer Bedrängnis ist dabei ganz unterschiedlich: 
Als religiöse Minderheiten werden sie in einigen 
Staaten im alltäglichen Leben, etwa bei der Suche nach 
einer Arbeit oder Wohnung, massiv benachteiligt, in 
anderen können sie ihren Glauben nicht offen bekennen. 
Häufig droht ihnen sogar Gefahr für Leib und Leben. So 
steht in manchen Ländern auf Konversion die Todes-
strafe. Quantitative Angaben über die bedrängten 
Christen zu machen, ist schwierig. Da alle vorliegenden 
Zahlen nur auf Schätzungen beruhen, sind sie mit ent-
sprechender Vorsicht wahrzunehmen. So wurde bis vor 
kurzem von verschiedenen Organisationen die Zahl von 
200 Millionen weltweit verfolgter Christen genannt. 
Nach einer engeren begrifflichen Definition der 
ĂChristenverfolgungñ hat sich nun beispielsweise die 
Hilfsorganisation Open Doors auf die Zahl von 100 
Millionen verständigt. 
  
Unterschieden werden muss auch der Grad der Be-
drängnis: ob die Christen vom jeweiligen Staat bedroht 
werden,  in dem sie leben, oder ob sie von ihrem 
sozialen Umfeld diskriminiert oder gar attackiert 
werden. Besonders tragisch und bedrohlich ist die Lage 
der Christen in Ländern, in denen sie gezielt von 
extremistischen - oftmals auch nationalistischen - 
Gruppierungen attackiert und drangsaliert werden. Als 
Staaten, in denen die Situation der Christen besonders 
prekär ist, werden von Hilfsorganisationen unter 
anderem immer wieder Nordkorea, Pakistan, Burma, 
Eritrea,  Iran, Nigeria, Sudan und Vietnam angeführt. 
 
Im folgenden einige Beispiele, die uns seit längerem 
beschäftigen: 
 
Irak:  
Seit geraumer Zeit schon wenden wir uns besonders der 
christlichen Minderheit im Irak zu: Von der einst 
starken christlichen Gemeinde ist seit dem Sturz des 
Regimes von Saddam Hussein nur noch eine marginale 
Minderheit von rund 400.000 bis 600.000 verblieben, 
die ï wie auch andere Angehörige nicht-muslimischer 

Gemeinden, etwa der Yeziden oder Mandäer ï weiter-
hin massiven Gewalthandlungen ausgesetzt sind. 
Christen im Irak werden nach wie vor gezielt entführt, 
bedroht und ermordet. Im März 2008 wurde der 
chaldäische Erzbischof von Mossul, Faraj Rahho, nach 
seiner Entführung tot aufgefunden. Eine Mehrheit der 
Christen ist bereits in die Nachbarländer Syrien und 
Jordanien geflohen und hat wegen der anhaltenden 
Spirale der Gewalt, die nach den Parlamentswahlen im 
März 2010 wieder verstärkt aufgebrochen ist, keine 
Rückkehrperspektive. Aus diesem Grund haben wir uns 
2008 für die Aufnahme von 10.000 irakischen Flücht-
lingen in die Europäische Union eingesetzt und 2.500 
von ihnen in Deutschland aufgenommen.  
 
Indien:  
In den letzten Jahren wurden Christen ï 2002 auch 
Muslime - in den Bundesstaaten Orissa und Gujarat 
wiederholt Opfer gezielter Pogrome hinduistischer 
Nationalisten. Zehntausende Menschen wurden aus 
ihren Ortschaften vertrieben, mehr als 4.600 Häuser 
geplündert und zerstört sowie 151 Kirchen und Schulen 
angezündet. Mindestens 60 Personen wurden bei diesen 
Übergriffen ermordet. Viele der Christen leben noch 
heute unter erbärmlichen Zuständen in Flüchtlings-
lagern. Als Bedingung für deren Rückkehr in ihre 
Heimatdörfer  fordern die Extremisten deren Übertritt 
zum Hinduismus. Obwohl die Religionsfreiheit in der 
indischen Verfassung garantiert ist, verbieten einzelne 
Bundesstaaten die Missionierung oder den Wechsel des 
Glaubens.  
 
Ägypten: 
Sieben koptische Christen und ein muslimischer Wach-
mann wurden in Ägypten am Weihnachtsfest 2010 nach 
dem Besuch des Gottesdienstes ermordet; ihr Bischof 
hatte bereits mehrfach Drohungen erhalten. Obwohl 
Christen und Muslime lange friedlich zusammengelebt 
hatten, verschärfte sich die Situation, nachdem die 
Regierung infolge der drohenden Schweinegrippe an-
geordnet hatte, zum Schutz vor Ausbreitung des Virus 
alle Schweine im Land zu keulen. Dadurch wurde die 
wirtschaftliche Existenz von mehr als 150.000 Christen 
zerstört, die von der Schweinehaltung lebten. 
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Zur Situation bedrängter Christen weltweit 
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Pakistan: 
In Pakistan sind Christen keiner offenen Gewalt oder 
gezielter Christenverfolgung ausgesetzt, dennoch 
spricht die  EKD von einer Grundpogromstimmung. 
Die Christen, die mit 2,6 Millionen eine kleine 
Minderheit in der weitgehend muslimischen Be-
völkerung von  173 Millionen darstellen, haben keine 
Aufstiegsmöglichkeiten und werden diskriminiert. 

Gefährlich ist für die Christen ein mehrfach ver-
schärftes Gesetz gegen Gotteslästerung, nach dem die 
Todesstrafe z.B. bei Beschädigung von Seiten des 
Koran oder Beleidigung des Propheten Mohammed 
droht. Das Gesetz wird auch in Streitfällen miss-
braucht, indem Christen vermeintlicher Gottes-
lästerung bezichtigt werden. Der leitende Bischof der 
Protestanten, Samuel Robert Azariah, hat jüngst die 
Kirchen und westlichen Regierungen um Unter-
stützung ersucht. 
 

 

Quelle: Open Doors Deutschland 



 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

>>> PREDIGT 

Die Prälaten der evangelischen und katholischen Kirche 
in Deutschland, Karl Jüsten und Bernhard Felmberg, 
haben im ökumenischen Gottesdienst vor der 
Bundesversammlung am 30. Juni 2010 zwei  be-
merkenswerte Predigten gehalten. Sie geben auch der 
Politik wichtige Wegweisungen für ihre Arbeit.  
 
Jüsten predigte zum Motto des Kirchentags ĂIhr sollt ein 
Segen seinñ, Felmberg zum 2. Brief des Apostel Paulus 
an Timotheus, Vers 1,7. (ĂGott hat uns nicht gegeben 
den Geist der Furcht, sondern der Kraft und der Liebe 
und der Besonnenheit.ñ). Fraktion Direkt dokumentiert 
nachfolgend Auszüge aus beiden Predigten:  
 
Predigt von Prälat Dr. Karl Jüsten  
 
ĂIhr sollt ein Segen seinñ  
 
Ă(é)Zu Beginn lade ich deshalb zur Gewissens-
erforschung ein: Werde ich zum Segen für andere, für 
meine Familie, für meinen Partner oder Partnerin, für 
die Menschen, für die ich da bin?  
Wenn wir diese Frage an uns heranlassen, spüren wir: 
die biblische Aufforderung, ĂIhr sollt ein Segen seinñ 
richtet sich an unser eigenes moralisches Verhalten im 
Kleinen wie im Großen! Werde ich zum Segen für 
andere ï oder verfolge ich hauptsächlich meine eigene 
Agenda, eigene Karrierepläne? Hänge ich Ideologien 
an, die nur Gruppen- oder Einzelinteressen bedienen? 
Bin ich altruistisch oder egoistisch? Diene ich der 
Sache, dem Staat, dem Gemeinwohl und den Be-
dürftigen um ihretwillen? Stehe ich zu dem, was ich 
versprochen habe? Halte ich stand, auch wenn ich dafür 
Ansehensverlust und Kritik hinnehmen muss? Wie 
urteile ich über andere? Rede ich gehässig? Schreibe ich 
Menschen nieder? Geht es mir um eigene Eitelkeiten 
und Befindlichkeiten?  
 
(é) Ich finde, in diesen Tagen tut uns allen Gewissens-
erforschung gut! Insbesondere wir Katholiken spüren 
angesichts von dramatischem Fehlverhalten, dass nur 
Wahrhaftigkeit und Entschiedenheit zum Guten der 
richtige Weg sein kann. Wer im Glashaus sitzt, soll 
nicht mit Steinen auf andere werfen, so sagt ein Sprich-
wort. Das stimmt! Wer wegen eigener Unzulänglich-
keiten aber auf der öffentlichen Anklagebank sitzt, sieht 
manches deshalb vielleicht sensibler und genauer!  
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Sorge  um Glaubwürdigkeit wichtig  
 
Viele Menschen vertrauen uns deshalb nicht mehr, und 
wir müssen einen erheblichen Glaubwürdigkeitsverlust 
hinnehmen. Das kratzt an unserem Fundament. Auf die 
Frage ĂWenn die Kirche jetzt ¿ber Strategien nach-
denkt, wie man Vertrauen zur¿ckgewinntñ, antwortete 
der Leiter des Canisiuskollegs, P. Mertes, im ĂTages-
spiegelñ: Ăé dann f¿hrt das zu nichtsñ. Denn mit aller 
Sorge um den Glaubwürdigkeitsverlust gewinnen wir 
keine Glaubwürdigkeit zurück! Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit erringen wir nur, wenn wir sie nicht 
erringen wollen.  
 
Ich meine, das gilt auch für die Politik und die Wirt-
schaft! Den Verlust des Vertrauens und der 
Glaubwürdigkeit zu beklagen, ist wohlfeil und führt 
nicht weiter. Vertrauen von anderen ist ein Geschenk. 
Glaubwürdigkeit ist eine Frage der eigenen Persönlich-
keit, der Ehrlichkeit, der guten Absichten. Wir im 
politischen Betrieb und in der Wirtschaft, wir in den 
Institutionen des Staates und der Gesellschaft sollten 
uns deshalb keine Strategien ausdenken und uns nicht 
sorgen um unser Image. Wir sollten das Gute anstreben 
und es auch tun! Möge das Leitwort des großen und 
guten Ökumenischen Kirchentages von Berlin das 
Motto des heutigen Tages sein und weit darüber hinaus 
wirken. Ihr sollt ein Segen sein!ñ 
 
 
Predigt von Prälat Bernhard Felmberg 
     
Ă(é) Liebe Gemeinde, 
 
das hat sich Timotheus anders vorgestellt: Erst die Ent-
flammung und die Berauschung durch den Heiligen 
Geist und jetzt die pure Ernüchterung. Die Menschen 
sind doch nicht so einfach für das Evangelium zu ge-
winnen. Mutlosigkeit macht sich beim Mitarbeiter des 
Paulus breit.  
 
(é) Timotheus ist sich sicher: āMeine Predigten und 
Reden greifen nicht, andere abstruse Lehren und Ge-
dankengebäude hingegen ziehen die Menschen viel 
stärker an.ó (é) 
Kein Zweifel: Timotheus braucht Zuspruch und Unter-
stützung.  
 

ĂGott hat uns nicht gegeben den Geist der Furchtñ 

 



 
 
 

 

 

 

 

>>> PREDIGT 

Und diese Unterstützung kommt von keinem geringeren 
als vom Apostel Paulus selbst. Paulus kennt Timotheus 
gut und lange. Zuspruch, Ermutigung, Wegweisung und 
Hoffnungskraft sind für die meisten von uns besonders 
wertvoll und aufbauend, wenn wir uns verstanden 
fühlen mit unserer Geschichte, unseren Hintergründen, 
unseren Stärken und Schwächen. 
 
Echte Wertschätzung, wache Begleitung und ein sorg-
fältiges Gespür für das, was jemand in einer ausweg-
losen Lage wirklich braucht, sind Garanten dafür, dass 
Menschen, die sich frustriert und abgehängt fühlen, 
neuen Mut und Kraft schöpfen.  
 
Diese Menschen merken dann, dass ihre Lage beachtet 
wird. Unsere Gesellschaft braucht solche Ermutiger und 
Hoffnungsspender wie Paulus es für Timotheus war. 
(é) Das rechte Wort zur rechten Zeit, ein Wort, das der 
Anteilnahme und dem Interesse an der Person entspringt 
und auf Antwort angelegt ist, hat die Kraft, Verkrampf-
ungen und Verkrümmungen zu lösen. Und wie lautet 
das Wort?  
ĂGott hat uns nicht gegeben den Geist der Furcht, 
sondern der Kraft und der Liebe und der Besonnen-
heit.ñ 
 
Das ist die Botschaft des Paulus an den verzagten 
Timotheus. 
 
Gott hat uns nicht gegeben den Geist der Furcht.  
 
Verzagtheit ist keine Gnadengabe Gottes. Darin ist sich 
der Apostel gewiss. Gott entflammt uns. Er möchte, 
dass diese Flammen das Leben der Menschen erhellen 
und erwärmen. Das Evangelium funzelt nicht vor sich 
her. Jeder, der mit Gottes Wort in Berührung kommt, 
weiß, dass er Freiheit gewonnen hat. Freiheit aufzu-
treten, zu sprechen, hinauszugehen und niederzureißen, 
was sich und andere klein macht.  
 
(é)Und so ist der Ruf: ĂF¿rchte dich nichtñ, die christ-
liche Hymne schlechthin. Dieser Ruf ist nötig, weil er 
lebensspendend und hoffnungstragend ist.  
 
(é) Er gibt uns den Geist der Kraft und der Liebe 
und der Besonnenheit. 
 
Der Geist der Kraft lässt uns gemeinsam um einen guten 
Weg ringen. Diese Kraft brauchen wir, wenn wir etwas 
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Gutes erkennen und zustande bringen wollen. Der Geist 
der Kraft braucht viele Trägerinnen und Träger in der 
Politik und im gesellschaftlichen, ja auch im kirchlichen 
Leben.  
 
Es ist eine Kraft, die dem anderen nicht schadet, ihn 
nicht niederringt, sondern im Blick behält und als 
Gegenüber braucht und befragt.   
 
Er ist ein Geist, der im Miteinander wirkt. (é) Ein 
solcher Geist sprengt die engen Grenzen der Furcht. Er 
macht die Räume weit und schenkt neue, unverkrampfte 
Ideen. 
 
(é) Denn Gott hat uns nicht gegeben den Geist der 
Furcht, sondern der Kraft und der Liebe und der 
Besonnenheit.  
 
Der Geist der Liebe. (é)Paulus selbst hªlt die Liebe gar 
nicht für eine rosarote Gefühlsregung. Er sieht in ihr 
eine akzeptierende, eine wertschätzende und an-
erkennende Haltung. Die Liebe denkt positiv, sie verhält 
sich konstruktiv. Ohne Liebe ist alles nichts. Sie verhält 
sich angemessen und bewahrt diejenige Haltung, die mir 
die Furcht kurz zuvor gerade noch rauben wollte. 
 
(é) Besonnen verhªlt sich, wer in schwierigen Situa-
tionen mit Umsicht handelt. Begierde nach größtmög-
lichem Ansehen, oder politisches Kalkül zur Wahrung 
parteipolitischer Interessen sind für den Geist der Be-
sonnenheit vielleicht nicht immer die am meisten ge-
eigneten Berater.  
 
(é) ĂGewinne Abstand!ñ rªt stattdessen Gottes Geist. 
Für heute heißt das konkret: 
ĂEs gibt ein Leben nach der Wahl. Es gehört auch zu 
dir. Und es ist gutes Leben. Ein ehrenvolles Leben. In 
Kraft und Liebe. In Anerkennung deiner Verdienste und 
in Gottes Vergebung aus Gnade. Ein Leben im Glauben 
an das Gute im Menschen und an eine Welt,  
die es verdient hat, dass du dich um sie kümmerst ï mit 
Geist und Verstand.ñ 
 
(é) Somit kºnnen wir darauf vertrauen: Gott hat uns 
diesen Geist der Kraft, der Liebe und der Besonnenheit 
gegeben. Er will erkennbar in unseren beruflichen und 
privaten Zusammenhängen wirken. Dass wir in uns die 
Gott gegebenen Ressourcen heben, der Angst entgegen-
zustehen, die Furcht zu besiegen und uns unseres 
Glaubens nicht zu schªmen. (é)ñ 
 
 
 
 
 

 



 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

>>> AUSSENPOLITIK 

Regierungserklärung Afghanistan: Konzept für die 

Übergabe von Verantwor tung ausarbeiten 

 
Seit Ende 2001 sind deutsche Soldaten im Rahmen der 
Internationalen Stabilisierungsmission ISAF in 
Afghanistan im Einsatz. Mit der Londoner Afghanistan-
Konferenz Ende Januar/Anfang Februar 2010 wurde 
erstmals eine konkrete Abzugsperspektive eröffnet. In 
London wurde entschieden, dass die Ausbildung 
afghanischer Sicherheitskräfte massiv verstärkt werden 
soll. Damit soll ermöglicht werden, dass bereits im 
Sommer nächsten Jahres erste ISAF-Truppen ab-
gezogen werden können. 2014 soll die afghanische 
Regierung  dann so weit sein, dass sie die Sicherheits-
verantwortung in vollem Umfang selbst übernehmen 
kann ï auch wenn das nicht zwangsläufig heißt, dass bis 
dahin alle ausländischen Soldaten abgezogen sein 
werden.  
 
In Kabul findet nun am 20. Juli eine Folgekonferenz 
statt, auf der die internationale Gemeinschaft mit der 
ISAF und der afghanischen Regierung ein verbindliches 
Konzept abstimmen will, wie die Übergabe der Ver-
antwortung in den einzelnen Provinzen vonstatten gehen 
soll. Ziel ist, ein umfassendes, mit Fristen und überprüf-
baren Zielen versehenes Arbeitsprogramm für die 
kommenden Monate zu entwerfen. Aus diesem Anlass 
gab Bundesaußenminister Guido Westerwelle am 
Freitag eine Regierungserklärung im Bundestag ab.  
 
In der Debatte mahnte der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende Andreas Schockenhoff die afghanische 
Regierung zu verantwortungsvoller Regierungsführung. 
ĂEs ist klar: Voraussetzung f¿r Umsetzbarkeit und 
Nachhaltigkeit der Entwicklungspläne der afghanischen 
Regierung für den Wiederaufbau sind eine bessere 
Regierungsführung und Erfolge bei der Korruptionsbe-
kämpfung. Für die CDU/CSU steht fest: Die Ver-
doppelung unserer Entwicklungshilfe ist zwingend an 
messbare Fortschritte in diesen Bereichen gekoppelt!ñ 
Zum Reintegrationsprogramm für afghanische Wider-
standskämpfer, das die afghanische Regierung auflegen 
will , erklärte Schockenhoff, beim deutschen Anteil an 
dem Fonds sei auf einen transparenten, wirksamen und 
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nachhaltigen Einsatz der Mittel zu achten. Es müsse 
sichergestellt sein, dass keine finanziellen Vorab-
leistungen erbracht würden, sondern nur bezahlte Arbeit 
und Ausbildung mit den Geldern ermöglicht würden. 
 
Der Abgeordnete Florian Hahn rief angesichts der zu-
nehmenden Anschläge und Selbstmordattentate von 
Aufständischen gegen die internationalen Truppen den 
Sinn des Einsatzes in Erinnerung: ĂVon Afghanistan 
darf keine Gefährdung der internationalen Gemeinschaft 
mehr ausgehen. Diese Gefährdung wäre um vieles 
größer, wenn die internationale Staatengemeinschaft das 
Land plºtzlich und ¿berhastet verlassen w¿rde.ñ Der 
Einsatz sei gefährlich, aber notwendig. Zwar könne man 
in Afghanistan nicht die westlichen Maßstäbe an 
Demokratie und unseren Freiheitsbegriff zugrunde 
legen. Dennoch müsse es das Ziel sein, diesen so nahe 
wie möglich zu kommen.  
 
Der Außen- und Sicherheitspolitiker Roderich         
Kiesewetter forderte, auch die Gesamtregion um 
Afghanistan in die Strategie mit einzubeziehen, ins-
besondere Pakistan, Indien und Kirgistan sowie China 
und Iran. Zugleich unterstrich er die Einschätzung von 
Verteidigungsminister zu Guttenberg, dass mit der 
Strategie des ĂPartneringñ im Einsatz neue Heraus-
forderungen und Gefährdungen auf die Truppen zu-
kommen werden. Es komme deshalb darauf an, die 
afghanischen Befindlichkeiten umfassender zu berück-
sichtigen. Eine Loja Dschirga (große Versammlung) 
beispielsweise sei kein Bundestag, sondern eine 
afghanische Besonderheit. 
  
Der entwicklungspolitische Sprecher der Fraktion,  
Holger Haibach, sagte, entgegen aller Kritik am inter-
nationalen Engagement sei in den letzten Jahren beim 
zivilen Wiederaufbau und dem Aufbau der Sicherheits-
kräfte viel geleistet worden. Es komme nun darauf an, 
den Afghanen eine noch stärkere eigene Rolle zuzu-
weisen, etwa bei konkreten Projekten. Nur so könne der 
Weg für eine Stärkung der afghanischen Eigenver-
antwortung vorgegeben werden. 
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>>> DIE FRAKTION IM GESPRÄCH 

ĂGerecht, ausgewogen und zumutbarñ 
Über die Reform des Gesundheitssystems sprach Fraktion Direkt mit dem Vorsitzenden der 

Arbeitsgruppe Gesundheit, Jens Spahn 

 

Darüber hinaus konnte das Ziel realisiert werden, die 
bereits im Rahmen der letzten Gesundheitsreform ein-
geführten Zusatzbeiträge auf eine neue Grundlage zu 
stellen und den Sozialausgleich hierfür in das Steuer-
system zu verlagern und damit auf breite Schultern zu 
stellen. 
 
Was sind die Kernpunkte des Kompromisses?  
Spahn: Erstens eine Begrenzung der Zuwächse für die 
nächsten zwei Jahre, insbesondere bei Krankenhäusern, 
der ärztlichen Versorgung, der Arzneimittelversorgung 
und den Verwaltungsausgaben der gesetzlichen Kranken-
versicherung.  
Zweitens stärken wir die Finanzierungsgrundlage. Mit 
dann 15,5 Prozent befinden sich die Beiträge zur gesetz-
lichen Krankenversicherung ab dem 1. Januar 2011 auf 
dem Niveau vom 1. Januar 2009. Davon tragen die 
Arbeitgeber wie zuvor 7,3 Prozent, die Arbeitnehmer 8,2 
Prozent. Der dritte entscheidende Punkt ist, dass wir die 
Zusatzbeiträge weiterentwickeln und den dafür be-
nötigten Sozialausgleich über das Steuersystem 
realisieren werden, wie im Koalitionsvertrag festgelegt.  
 
Eigentlich wollte man die Lohnnebenkosten stabil halten. 
War eine Anhebung der Versicherungsbeiträge wirklich 
nötig?  
Spahn: Ja, denn wir nehmen lediglich die krisenbedingte 
Absenkung des Beitragssatzes zurück. Zur Finanzierung 

unserer Gesundheitsversorgung werden alle in einem fairen 
Paket beteiligt. Das ist gerecht, ausgewogen und für alle 
zumutbar. 
 
Halten Sie die Lastenverteilung bei dem Kompromiss für 
ausgewogen?  
Spahn: Wir haben in Deutschland eins der besten Gesund-
heitssysteme weltweit. In der Finanzreform des Gesund-
heitssystems sehen wir vor, dass alle ihren Beitrag zum 
Erhalt des Systems leisten müssen. Ich halte das Ergebnis 
daher für einen sehr ausgewogenen Kompromiss. 
 
Wie soll der Sozialausgleich bei den Zusatzbeiträgen  
organisiert werden?  
Spahn: Sobald der Zusatzbeitrag einer Kasse eine Be-
lastungshöhe von zwei Prozent des individuellen, sozialver-
sicherungspflichtigen Einkommens des Einzelnen über-
steigt, erhält dieser in Form einer Reduzierung seines 
individuellen Arbeitnehmerbeitrags einen Ausgleich. Diese 
Reduzierung wird direkt durch den Arbeitgeber bzw. den 
Rentenversicherungsträger vorgenommen. Damit ist ge-
währleistet, dass niemand einen Antrag stellen muss.  
 
Viele Bürger äußern die Sorge, dass eine nächste Runde an 
Belastungen für die Versicherten schon in den kommenden 
Jahren droht. Können Sie das ausschließen?  
Spahn: Ich kann diese Befürchtung vor dem Hintergrund der 
reinen Sparpolitik der letzten Jahre, die insbesondere durch 
eine rote und eine rot-grüne Gesundheitspolitik bestimmt 
waren, nachvollziehen. Deshalb ist es so wichtig, dass wir 
nicht nur kurzfristig sparen, sondern auch langfristig 
Strukturveränderungen vornehmen. Wir stehen zu dem Ziel, 
unser heutiges, exzellentes Gesundheitswesen auch für zu-
künftige Generationen zu erhalten und vor allem bezahlbar 
zu halten.  
 
Wie stellen Sie sicher, dass das hohe Niveau unserer 
Gesundheitsversorgung weiterhin gewährleistet wird, ohne 
dass die Kosten explodieren?  
Spahn: Indem wir neben Zuwachsbegrenzung Strukturver-
änderungen vornehmen, wie wir das bereits im Arznei-
mittelbereich begonnen haben. Nur so kann erreicht werden, 
dass auch in Zukunft trotz medizinischer Innovationen die 
Ausgaben begrenzt werden. Dennoch müssen wir uns 
darüber im Klaren sein, dass die Gesundheitsausgaben in 
einer immer älter werdenden Gesellschaft und wegen des 
medizinischen Fortschritts in Zukunft weiter steigen werden. 
 

 
 

Um einen Kompromiss zur 
Gesundheitsreform haben die 
Koalitionspartner lange 
gerungen. Gehen Sie er-
leichtert in die Sommer-
pause?  
Spahn: Ja, weil mit den jetzt 
vorgelegten Eckpunkten 
gewährleistet wird, dass die 
Finanzierung unseres 
Gesundheitssystems nicht nur 
kurzfristig durch Be-
grenzungen der Zuwächse, 
sondern langfristig durch 
eine Stabilisierung der Ein-
nahmebasis sowie Struktur-
reformen erreicht wird. 

Jens Spahn 

Vorsitzender der  

Arbeitsgruppe Gesundheit 
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>>> DIE FRAKTION IM GESPRÄCH 

Ein Jahr christlich -liberale Entwicklungspolitik: 

Bewährtes fortsetzen, neue Akzente setzen  
Fraktion Direkt im Gespräch mit Holger Haibach, dem entwicklungspolitischen Sprecher der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

 

Wie lautet Ihre Bilanz nach einem Jahr christlich-liberaler 
Entwicklungspolitik? 
Haibach: Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise ist 
auch an unserem Politikfeld nicht spurlos vorbeigegangen 
und hat die Entwicklungspolitik vor neue Heraus-
forderungen gestellt. Aber wir sind auf einem guten Weg. 
Wir wollen Bewährtes fortsetzen und gleichzeitig neue 
Akzente setzen, in der Bildungszusammenarbeit oder auch 
in der Kooperation mit der Privatwirtschaft. Wir haben 
eine Reihe von Anträgen auf den Weg gebracht, aber auch 
den Dialog mit der Zivilgesellschaft gesucht, beispiels-
weise im Rahmen eines Fachgespräches zum Thema 
Mikrofinanzierung, das diese Woche stattfand. 
Neben der thematischen Diskussion steht aber auch die 
Auseinandersetzung mit der nationalen und internationalen 
Entwicklungsarchitektur auf unserer Agenda. Ver-
besserung der internationalen Arbeitsteilung, Kohärenz 
und Effizienz sind hier nur einige Stichworte. Von der 
laufenden Reform der entwicklungspolitischen Durch-
führungsorganisationen Gesellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit (GTZ), InWent und Deutscher Ent-
wicklungsdienst (DED) versprechen wir uns mehr 
Steuerungsfähigkeit, Effizienz, Kohärenz und Wett-
bewerbsfähigkeit. 
Warum ist derzeit das Schlagwort Effizienz in aller Munde? 
Haibach: Alle politischen Ziele, auch die ODA-Quote 
(Official Development Assistance - Öffentliche Ent-
wicklungszusammenarbeit), brauchen vernünftige 
Strukturen zu ihrer Umsetzung. Die Effizienzfrage wird in 
Zukunft eine noch größere Rolle spielen. Deutschland ist 
in der Vergangenheit nicht zu Unrecht des Öfteren für 
seine teilweise ineffizienten Strukturen kritisiert worden. 
Mit der nun im Bundeskabinett verabschiedeten Reform 
des entwicklungspolitischen Vorfeldes haben wir einen 
wichtigen Schritt hin zu mehr Effizienz und Kohärenz in 

unserem Politikfeld geleistet.  
Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit dem  
Koalit ionspartner? 
Haibach: Wir arbeiten konstruktiv und vertrauensvoll 
zusammen. In der Zusammenarbeit mit dem Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung legen wir Wert darauf, in die Ent-
scheidungsprozesse frühzeitig einbezogen zu werden. 
Das klappt in der Regel auch recht gut.  
Was haben Sie sich für den Rest des Jahres noch vor-
genommen? 
Haibach: Im Herbst steht eine Reihe von Konferenzen 
mit starkem entwicklungspolitischen Bezug an: die 
Konferenz zu den Millenniumsentwicklungszielen im 
September in New York, die Biodiversitätskonferenz in 
Nagoya (Japan) im Oktober und die Klima-Konferenz in 
Cancun (Mexiko). Hier werden wir uns bereits frühzeitig 
positionieren. Darüber hinaus werden wir uns im Rahmen 
von Fachgesprächen und Kongressen mit den Themen 
Wasser, ländliche Entwicklung, Korruptionsbekämpfung 
und zivil-militärische Zusammenarbeit auseinander-
setzen.  
In dieser Woche hat die Koalition mehrere entwicklungs-
politische Anträge ins Plenum eingebracht. Welche 
politischen Ziele verfolgen Sie mit den Anträgen? 
Haibach: Das Wichtigste vorab: Mit dem Antrag ĂBe-
mühungen zur Umsetzung der Millenniumsentwicklungs-
ziele bis 2015 verstªrkenñ halten wir am Ziel, die 
Millenniumsentwicklungsziele zu erreichen, fest. Unter 
der Kanzlerschaft von Angela Merkel ist der Etat für 
Entwicklungspolitik von vier auf sechs Milliarden Euro 
gestiegen, ein Ergebnis, das sich positiv von rot-grüner 
Entwicklungspolitik unterscheidet. Insofern ist die Kritik 
der Opposition falsch. Gleichzeitig streben wir aber an, 
die Problemlösungskompetenzen der Entwicklungsländer 
selbst zu stärken. Wir freuen uns, dass Deutschland beim 
G8-Gipfel in Kanada 500 Millionen Euro für die Ver-
besserung der Mütter- und Kindersterblichkeit aus-
gegeben hat. Dieser neue Schwerpunkt ist richtig, da die 
Millennium Development Goals dort bisher am 
wenigsten umgesetzt wurden. 
Der Antrag ĂBildung in Entwicklungs- und Schwellen-
lªndern stªrkenñ arbeitet die Bedeutung von Bildung und 
Ausbildung für die Entwicklungszusammenarbeit mit den 
Partnerländern Deutschlands heraus. Er unterstreicht 
damit die politische Absicht des Koalitionsvertrages, den 
Themenkomplex Bildung/Ausbildung zu einem 
Schlüsselsektor der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit zu machen. 
 
 
 

Jahres-Pressekonferenz der Entwicklungspolitiker 
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>>> SOZIALPOLITIK 

Bessere Beschäftigungschancen am Arbeitsmarkt 

 

arbeitergeld. 
 
Die vergangenen Monate haben eindrucksvoll gezeigt, 
dass Kurzarbeit eine richtige Antwort auf die Wirt-
schaftskrise, dass sie sogar das ĂKriseninstrument Nr. 
1ñ ist. Alle anderen Lªnder beneiden uns darum. Mit 
dem Kurzarbeitergeld können Unternehmen schwierige 
Zeiten überstehen, ohne Mitarbeiter entlassen zu 
müssen. Hunderttausende Arbeitsplätze konnten so 
gerettet werden, zu zwei Dritteln vor allem in kleinen 
und mittleren Unternehmen. Dadurch wurde wertvolles 
Wissen in den Betrieben gehalten. Sobald sich die Auf-
tragslage wieder bessert, stehen die kompetenten Mit-
arbeiter sofort wieder voll zur Verfügung, und die 
Unternehmen müssen nicht lange und kostspielig nach 
neuem, qualifiziertem Personal suchen. 

 
Wie der Gesetzentwurf richtig hervorhebt, wird es 
dieses Jahr noch keine Entwarnung am Arbeitsmarkt 
geben. Manche Firmen erreichen die Auswirkungen der 
Krise verzögert. Deshalb müssen die Unternehmen jetzt 
unterstützt werden, um ihre nicht ausgelasteten Beleg-
schaften über die Krise hinweg halten zu können. In 
dieser Situation ist es besonders wichtig, ein klares 
Signal für die Erhaltung der Arbeitsplätze zu geben und 
Planungssicherheit für die Arbeitgeber zu schaffen. 
Kurzarbeit hilft, dass Menschen ihre Arbeit behalten 
können und eine gute Zukunftsperspektive haben. Und 
sie trägt dazu bei, dass die Unternehmen gestärkt aus der 
Krise hervorgehen und international wettbewerbsfähig 
bleiben. 
 
Daneben verbessern wir mit dem Beschäftigungs-
chancengesetz die Förderung der Teilnahme an Trans-
fermaßnahmen und die Regelung des Transferkurz-
arbeitergeldes. Damit werden die Auswirkungen von 
Personalabbau in Zeiten der Wirtschaftskrise und des 
Strukturwandels abgefedert. Ferner stellt das Gesetz die 
Fortführung der Möglichkeit für Auslandsbeschäftigte 
und arbeitslose Existenzgründer sicher, in der Arbeits-
losenversicherung ein Versicherungspflichtverhältnis 
auf Antrag einzugehen. 
 
Um bis zum Aufschwung bestimmte Arbeitsmarkt-
instrumente zunächst weiter einsetzen zu können und 
eine Überprüfung aller Arbeitsmarktinstrumente im Jahr 
2011 zu ermöglichen, werden darüber hinaus bestimmte 
zeitlich befristete Regelungen zunächst verlängert. Dies 
sind: die Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer, der 
Eingliederungszuschuss für Ältere, die Weiterbildung 
beschäftigter älterer Arbeitnehmer in kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU), die erweiterte Berufs-
orientierung sowie der Ausbildungsbonus bei Insolvenz. 
 

 
 

Karl Schiewerling 

Vorsitzender der  

Arbeitsgruppe Arbeit und 

Soziales  

 

 

Wir haben in dieser 
Woche das Gesetz für 
bessere Beschäftigungs-
chancen am Arbeitsmarkt, 
kurz: das Beschäftigungs-
chancengesetz, ver-
abschiedet. Es enthält 
verschiedene gesetzliche 
Regelungen, die in jeweils 
spezifischer Weise zur 
Sicherung oder zur Er-
schließung von Be-
schäftigungsmöglichkeite
n beitragen. Insbesondere 
verlängern wir mit dem 
Gesetz die Erleichterung 
für die Zahlung von Kurz-
arbeitergeld und die 
Gleichstellung von Kon-
junktur- und Saisonkurz-
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>>> FINANZPOLITIK 

 

Primat der Politik gilt - Weitere Schlussfolgerung 

aus der Finanzmarktkrise  

 

richtlinie und der geänderten Kapital-adäquanzrichtlinie 
werden die Änderungen in nationales Recht umgesetzt. 
Sie sollen bis zum Ende dieses Jahres in Kraft treten.  
 
Zum einen schreibt das Gesetz eine bessere Ko-
ordinierung und Zusammenarbeit der Aufsichts-
behörden bei grenzüberschreitend tätigen Bank-
konzernen vor. Zum anderen wird die im Gesetz ent-
haltene stärkere Eigenverantwortung von Käufern und 
Verkäufern bei Verbriefungen eingefordert. Zukünftig 
darf ein Institut nur dann in Verbriefungen investieren, 
wenn eine Erklärung vorliegt, dass der Herausgeber der 
Verbriefung mindestens fünf Prozent der Risikoposition 
selbst behält. Um künftig von Verbriefungen aus-
gehende Risiken besser beurteilen zu können, werden 
zudem strengere Kriterien und genauere Begriffs-
bestimmungen eingeführt. Investoren müssen sich ein 
umfassendes Bild über die mit Verbriefungen ver-
bundenen Risiken machen.  
 
In der Anhörung zum Gesetzentwurf haben sich einige 
Sachverständige für einen höheren Selbstbehalt aus-
gesprochen. Die EU-Kommission sowie die europäische 

Bankenaufsehervereinigung CEBS haben allerdings 
ausführliche Untersuchungen zur Höhe des Selbst-
behaltes durchgeführt. Danach gibt es keine optimale 
Höhe und auch keinen Beweis, dass ein höherer Selbst-
behalt zu einer Verringerung des Risikos führen würde. 
Daher haben wir uns entschlossen, zunächst den Selbst-
behalt von fünf Prozent für zwei Jahre zu belassen und 
ihn anschließend auf zehn Prozent zu erhöhen. Damit 
sichern wir die positiven Effekte einer Eigenkapitalent-
lastung von Banken bei Verbriefungen und machen so 
Gelder für dringend benötigte Firmenkredite frei. 
Zugleich geben wir einen stringenten Regulierungs-
rahmen vor. 
 
Nach dem Gesetz über die aufsichtsrechtlichen An-
forderungen an die Vergütungssysteme von Instituten 
und Versicherungsunternehmen, dem Gesetz zur Auf-
sicht über Rating-Agenturen und dem Leerverkaufs-
verbot schließen wir in kurzer Zeit ein viertes Gesetzes-
vorhaben zur Neuregelung der Finanzmärkte ab. 
 
Unmittelbar vor uns liegt die Befassung eines Gesetzes 
zur Restrukturierung von Kreditinstituten, das eine 
geordnete Abwicklung von Banken ermöglichen soll. Es 
sieht auch die Erhebung einer risikoadjustierten 
Bankenabgabe zur Errichtung eines Stabilitätsfonds vor, 
aus dem künftige Restrukturierungs- und Ab-
wicklungsmaßnahmen bei Banken finanziert werden 
sollen. Den Aufträgen des Koalitionsvertrags folgend 
werden wir in Kürze auch strengere Anlegerschutz-
bestimmungen im Grauen Kapitalmarkt, härtere 
Sanktionen bei Falschberatung, Produktinformations-
blätter sowie nachdrücklichere Vorgaben zum Ver-
meiden des Anschleichens bei Unternehmen auf den 
Weg bringen.  
 
Diese Bilanz kann sich sehen lassen, beweisen doch 
CDU und CSU erneut ihre Handlungsfähigkeit. Denn 
die Soziale Marktwirtschaft, das Leitbild der Union in 
der Finanz- und Wirtschaftspolitik, fordert einen festen 
Ordnungsrahmen für unser gesamtes Wirtschafts-
handeln. Die Finanzmärkte können von diesem Rahmen 
keinesfalls ausgenommen werden - ganz im Gegenteil, 
denn der Finanzsektor hat eine dienende Funktion für 
Verbraucher und Wirtschaft.  
 

 

Leo Dautzenberg 

Vorsitzender der  

Arbeitsgruppe Finanzen 

 

 

 

 

Als erste Lehre aus der 
Finanzmarktkrise haben 
wir zusammen mit 
unseren Partnern auf 
europäischer Ebene 
bereits im Jahr 2009 
Änderungen an der 
Banken- und 
Kapitaladäquanzrichtli-
nie, den Basel-II -
Regelungen, be-
schlossen. Zielsetzung 
ist, systemische Risiken 
zu verringern und die 
Stabilität des Finanz-
sektors zu erhöhen. Mit 
dem vorliegenden 
Gesetz zur Umsetzung 
der geänderten Banken-
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Sichere Rohstoffversorgung ï Voraussetzung für 

unser Wachstum  

 

>>> VERANSTALTUNG 

 

Die sichere Versorgung mit Rohstoffen ist die Basis 
für die Wirtschaft. Die Industrienationen wissen dies 
seit dem Öl-Schock in den 70er Jahren. Doch ist die 
Gefahr von Rohstoffverknappungen nie so groß wie 
heute gewesen. Ursachen sind dabei nicht so sehr 
zurückgehende Vorräte, sondern eine Einschränkung 
des Angebots durch den aggressiven Aufkauf von 
Bodenschätzen. Die Hauptverantwortung hierfür 
trägt China. Hinzu kommt, dass aufgrund der 
schwankenden Rohstoffpreise weltweit der Bergbau 
zurückgegangen ist.    
 
Auf einem Kongress der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion wurden nun am Mittwoch 
Antworten gesucht, wie auf diese Entwicklung 
reagiert werden kann. Rund 300 Gäste waren der 
Einladung gefolgt ï aus Politik, Wirtschaft und von 
Nicht-Regierungsorganisationen. Zahlreiche Bot-
schaften hatten Repräsentanten entsandt.  
 
Zur Eröffnung bedauerte Fraktionschef Volker  
Kauder, dass die Politik relativ spät das Problem 
erkannt habe. Künftig müsse es aber in einer werte-
geleiteten Außenpolitik einen hohen Stellenwert 
bekommen. Denn: ĂEine sichere Rohstoffver-
sorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen ist von 
existenzieller Bedeutung für die deutsche und 
europäische Industrie. Sie ist ein wichtiges ge-
meinsames Ziel der deutschen Politik und Wirt-
schaftñ, erklªrte Kauder. 

 
Strategische Bedeutung vor allem in der Spitzentechnologie  
 
Der außenpolitische Sprecher Philipp Mißfelder verwies 
darauf, dass die Sicherung der Rohstoffversorgung natürlich in 
erster Linie Aufgabe der rohstoffverarbeitenden Industrie selbst 
sei. Der Staat habe eine Verantwortung, die politischen, recht-
lichen und institutionellen Rahmenbedingungen für eine inter-
national wettbewerbsfähige Rohstoffversorgung zu setzen. 
 
Experten erwarten vor allem bei Gallium und Neodym Ver-
knappungen ï beides Metalle, die für die Photovoltaik bzw. 
Magneteproduktion wichtig sind.  
 
Die Unionsfraktion hatte bereits vor dem Kongress ein Papier 
zu dem Thema verabschiedet. Unsere Kernforderungen: 
 
 Sicherung der freien Weltmärkte als Voraussetzung für die 

Rohstoffversorgung; 
 
 Entwicklung einer Strategie auf nationaler und auf EU-

Ebene, die auf die Sicherung eines diskriminierungsfreien 
Zugangs zu den auf dem Weltmarkt gehandelten Roh-
stoffen, auf die Reduktion des Rohstoffverbrauchs und auf 
die Versorgung mit Rohstoffen aus heimischen Quellen 
zielt;  

 
 Verbesserung der internationalen Kooperation: Dazu ge-

hören eine bessere Koordination in der Entwicklungs-
zusammenarbeit wie auch andere Initiativen zur 
Stabilisierung rohstoffreicher Entwicklungsländer. 

 
 

Rund 300 Gäste kamen zum Rohstoffkongress 
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>>> SOZIOLOGISCHE GRUPPEN 

 

Parlamentskreis Mittelstand 

 

Der Name ist Programm: Dem Parlamentskreis Mittel-
stand (PKM) schließen sich die Abgeordneten der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion an, die sich kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) in besonderem Maße 
verbunden sehen. In der 17. Legislaturperiode ist der 
PKM mit 149 Abgeordneten die größte soziologische 
Gruppe in der Fraktion. In der jüngeren Zeit sind Persön-
lichkeiten wie Hansheinz Hauser, Hansjürgen Doss und 
Hartmut Schauerte untrennbar mit dem PKM verbunden. 
Seit 2006 ist Michael Fuchs Vorsitzender des Kreises. 
 
Das offene Ohr für den Mittelstand hat in der Fraktion 
eine lange Tradition. ĂGeistiger Vaterñ des PKM ist 
Konrad Adenauer, der seiner Fraktion von Anbeginn an 
dringend ans Herz legte, sich gezielt um die mittel-
ständischen Unternehmen und deren Belange zu 
kümmern. Dieser Rat hat bis heute Gültigkeit und ist in 
Zeiten der Globalisierung aktueller denn je, denn wer 
gute Rahmenbedingungen für diese Zielgruppe - das 
Gros der Unternehmen hierzulande - setzt, der macht 
auch die richtige Standortpolitik für Deutschland. 
 
Der PKM ist Ansprechpartner für die gesamte Band-
breite mittelständischer Unternehmen - vom industriellen 
Mittelstand bis hin zu Freiberuflern und Dienstleistungs-
unternehmen in den sogenannten Ăneuen Branchenñ, 
vom Existenzgründer der ersten Stunde bis hin zum 
etablierten, von Generation zu Generation fortgeführten 
Familienbetrieb. Entsprechend vielfältig sind auch die 
Themen, zu denen der PKM Stellung bezieht, wobei 
seine Mitgliederstärke ihm den politischen Nachdruck 
gewährleistet. 
 

Die eigentliche ĂSchlagkraftñ des PKM liegt in seiner 
breiten Vernetztheit: PKM-Mitglieder sind in allen 
Arbeitsgruppen der Fraktion und Ausschüssen des 
Bundestags sowie innerhalb verschiedener Ressorts der 
Bundesregierung und Führungsgremien unserer 
Fraktion vertreten. Mittelstandsrelevante Vorhaben aus 
allen Politikbereichen können daher bereits in ihrer 
Frühphase identifiziert und beurteilt werden. Der regel-
mäßige Austausch mit Wirtschaft und Verbänden zu 
aktuellen politischen Themen ermöglicht es dem PKM 
zudem zu erfahren, wo aus Sicht der Praxis gegebenen-
falls politischer Handlungsbedarf besteht. Mit dem 
Gesprächskreis Freie Berufe und der Arbeitsgruppe 
Handwerk bietet der PKM ein eigenes 
parlamentarisches Forum für zwei große und wichtige 
Gruppen innerhalb des Mittelstandes. In der neuen 
Kommission Modernes Arbeits- und Sozialrecht be-
gleitet der PKM zudem die aktuelle Gesetzgebung im 
Arbeits- und Sozialrecht aus mittelstandspolitischer 
Sicht und entwickelt zu dem gesamtem Themen-
komplex Grundsatzpositionen. 
 
ĂSchlagËs nach bei Erhardñ ist das Motto des PKM. 
Denn Ludwig Erhards ordnungspolitisches Verständnis 
von Wirtschaft, Gesellschaft und sozialer Marktwirt-
schaft sind und bleiben der Kompass für die Arbeit des 
PKM. In diesem Sinne steht der PKM für markt-
wirtschaftliche Lösungen und mündige Verbraucher, für 
die Garantie der Privat- und Tarifautonomie, den Eigen-
tumsschutz, gelebte Subsidiarität, fairen Leistungswett-
bewerb sowie Chancengerechtigkeit und Eigeninitiative. 
 

Beim Sommerfest des PKM 

Merkel und Fuchs 

 

 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

>>> VORLETZTE SEITE 

 
 

Lektüre und Musik für die parlamentarische 

Sommerpause 

 
Wenn die parlamentarische Sommerpause beginnt, 
finden auch die Abgeordneten endlich Zeit für ein gutes 
Buch oder die Lieblings-CD. Im Folgenden einige 
Empfehlungen für Strand, Balkon oder Sofa. 
 
Volker Kauder  empfiehlt Georg Kleins ĂRoman 
unserer Kindheitñ: ĂEine wunderbare Beschreibung 
der sechziger Jahre in der Bundesrepublikñ, schwªrmt 
er. Außerdem hört er gerne Beethovens Violinkonzerte, 
gespielt von Itzhak Perlman. ĂBeethoven vom Feinsten. 
Das muss man hºrenñ, meint Kauder. 
 
Hans-Peter Friedrich hat sich vorgenommen, im 
Urlaub ĂDer Orientalistñ von Tom Reiss zu lesen. 
Darin geht es um das Leben des jungen Juden Lev 
Nussimbaum, der später zum Islam konvertiert und sich 
als Essad Bey (alias Kurban Said) einen Namen als 
international anerkannter Autor macht. ĂEine spannende 
Geschichte, die mich vielleicht ein bisschen in andere 
Welten entführt, die aber nicht vºllig unpolitisch istñ, 
schreibt Friedrich. Was seine musikalischen Vorlieben 
angeht, so sind diese Ăvºllig stimmungsabhªngigñ. ĂIch 
höre von Klassik bis hin zu Pop alles. Im Moment ent-
decke ich gerade ein bisschen die bayerisch-
tschechische Jazzszene. Ich höre aber jetzt, und sicher 
auch nach der WM besonders gerne Shakira und ihren 
WM-Titel āWaka Wakaó. Und nat¿rlich ihr Album āShe 
Wolfó, mit dem sie eine extreme musikalische Band-
breite beweist, von elektronischen Sounds bis hin zu 
Folkmusikelementen aus der ganzen Welt.ñ 
 
Michael Fuchs rät zu ĂSchöner Schein: Commissario 
Brunettis achtzehnter Fallñ von Donna Leon. 
Seit den neunziger Jahren entführt Leon die Leser nach 
Venedig, wo alle ihre Kriminalromane bislang spielen 
und wo Commissario Guido Brunetti versucht, den 

kriminellen Machenschaften das Handwerk zu legen. 
ĂJedes ihrer B¿cher ist f¿r mich immer wieder eine 
Reise in eine der schönsten Städte der Welt: Venedigñ, 
meint Fuchs.  Was die Musik angeht, so empfiehlt er die 
Alben von Simply Red,  darunter ĂThe Greatest Hitsñ 
und ï brandaktuell ï ĂSongs of Loveñ. 
 
Johannes Singhammer las mit Begeisterung ĂAtem-
schaukelñ der Literaturnobelpreisträgerin Herta Müller, 
Ăweil darin der unschªtzbare Wert der Freiheit und des 
Rechts in wunderbarer Sprachgewalt sichtbar wirdñ. 
Nicht nur im Sommer, sondern jeden Tag hört er die CD 
āSchorsch und die Bagaschó, Ăweil darin M¿nchner 
Blues mit großartigen einfühlsamen Textenñ gemischt 
wird. 
 
Ingrid Fischbach empfiehlt für die Sommerpause den 
Roman ĂIch hab Dich im Gefühlñ von Cecilia  Ahern ï 
Ăein Buch, das von der ersten Seite an fasziniert und in 
die Tiefen von Tragik, Spannung, Ironie und 
Melancholie entführt. Es zeigt, dass das Leben 
manchmal anders verläuft als man es selbst geplant hat. 
Jede Seite des Buches habe ich verschlungen.ñ  Nicht 
nur in der Sommerpause, sondern ständig hört Ingrid 
Fischbach ĂBest of Roy Blackñ. ĂBeim Hºren dieser 
Lieder kommen mir regelmäßig meine Jungmädchen-
jahre in den Sinn. Auch wenn er heute für viele 
vielleicht nicht mehr aktuell ist, ich sage āJaó zum 
deutschen Schlager!ñ 
 
Christian Ruck ist begeistert von Paul Tordays 
ĂLachsfischen im Jemenñ ï Ăein Buch, geschrieben 
mit Understatement, trockenem Humor und einem Sinn 
für das Skurrile und Absurde. Ein Unterhaltungsroman, 
aber mit tieferer Bedeutung.ñ Und darum geht es: Ein 
schüchterner Wissenschaftler und Experte in Sachen 
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TERMINE 
 

8./9. September 2010 Klausurtagung des Fraktionsvorstandes 

 
 
12. September 2010 Tag der Ein- und Ausblicke 
 
 
 
 

 

 

Lachs- und Forellenzucht steht vor 
einer unlösbaren Aufgabe: Für einen 
steinreichen Scheich soll er im 
Wüstenstaat Jemen eine Lachsfarm 
anlegen. Sofort mischt sich Englands 
profilneurotischer Premierminister 
ein, der in Jones Vorhaben eine 
Möglichkeit sieht, die Medien von 
den unerfreulichen Nachrichten aus 
dem Nahen Osten abzulenken. Zur 
Entspannung hört Christian Ruck 
ĂThe very best of Creamò: ¢Eric 
Clapton, Jack Bruce und Ginger Bak-
eré  Drei Virtuosen, die gemeinsam 
die Grenzen der Rockmusik er-
weiterten. Herausgekommen ist ein 
Psychedelic-Blues, der immer noch 
seinesgleichen sucht.ñ 
 
Michael Kretschmer ist fasziniert 
von Judith Hermanns Erzählband 
ĂSommerhaus, späterñ. ĂDiese 
Geschichte ist zugleich 
melancholisch, treffend und an-
r¿hrendñ, meint er. Bei den CDs 
empfiehlt er keine Musik, sondern 
Prosa: ĂMein verwundetes Herz: Das 
Leben der Lilli Jahn 1900 ï 1944ñ. 
Die deutsche Ärztin jüdischen 
Glaubens  kam mutmaßlich in 
Auschwitz-Birkenau um.  ĂIch kenne 
nur wenige, vergleichbar bewegende 
Werke, die so stark zum Nachdenken 
über die Zeit des Nationalsozialismus 
zwingenñ, sagt Michael Kretschmer. 
 
Michael Grosse-Brömer las gerne 

ĂLetzte Nacht in Twisted Riverñ von John Irving: ĂAls alter Irving-Fan für 
mich ein Muss. Aber auch für andere Leser ist es sicher interessant, wie man 
einen Schwarzbär mit der Bratpfanne zur Strecke bringen kanné  Ansonsten 
geht es um Liebe, Mord und Abenteuer.ñ  
 
Und die Sommerlektüre der Pressestelle:  
Ulrich Scharlack ist von Peter Stamms ĂAn einem Tag wie diesemñ begeistert. 
Dominik GeiÇler empfiehlt ĂAuch Deutsche unter den Opfernñ von Benjamin 
von Stuckrad-Barre. Kristin Schneidewindt war sehr beeindruckt von Irène 
N®mirovskys ĂSuite Fran­aiseñ. Und Claudia Kemmer empfiehlt f¿r den 
Urlaub Curtis Sittenfeld ĂDie Frau des Prªsidentenñ. 
 
Wir wünschen eine angenehme Sommerpause! 
 

 

Zeichnung: Stuttmann 
 


